
Die Elektrokleinstfahrzeuge sind im Verkehrsrecht angekommen. Mit Inkrafttreten 

der Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung (eKFV1) zum 15.6.2019 steht der Verkehrs-

teilnahme mit E-Tretrollern und Ähnlichen nichts mehr im Wege. Dank Sonder-

genehmigung des KBA durften der BMW x2 City2 und der Metz Moover bereits 

seit Februar 2019 und damit vor Inkrafttreten der eKFV als Elektrokleinstfahr-

zeuge am Straßenverkehr teilnehmen. Von Bernd Huppertz

Infolge ihrer Vergleichbarkeit mit Fahrrädern werden Elektrokleinstfahrzeuge laut VERKEHRSDIENST-Autor 
Bernd Huppertz wie Fahrräder abgestellt 

Elektrokleinstfahrzeuge und 
Radwegbenutzungspflicht

I. Anwendungsbereich

Elektrokleinstfahrzeuge im Sinne der eKFV sind 
Kfz mit elektrischem Antrieb und einer bbH von 
nicht weniger als 6 km/h und nicht mehr als  
20 km/h, die folgende Merkmale aufweisen:
1. Fahrzeug ohne Sitz oder selbstbalancierendes 

Fahrzeug mit oder ohne Sitz,
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2. eine Lenk- oder Haltestange […],
3. eine Nenndauerleistung von nicht mehr als  

500 W oder von nicht mehr als 1400 W bei 
selbstbalancierenden Kfz,

4. eine Gesamtbreite von nicht mehr als 700 mm 
[…],

5. eine maximale Fahrzeugmasse ohne Fahrer 
von nicht mehr als 55 kg. 
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Damit wird der Großteil der auf dem Markt jetzt 
schon erhältlichen elektrischen Tretroller und  
E-Scooter, aber auch das bereits auf der Grundlage 
der inzwischen aufgehobenen MobHV3 zugelasse-
ne Segway4 erfasst. Allerdings bleiben Kraftfahr-
zeuge wie das Monowheel5, Hoverboard6 und  
E-Skateboards7 außen vor, auch wenn nach Ansicht 
des BMVI auch „diese [Kfz mit den genannten 
Tretrollern] unter dem Oberbegriff „Elek-
trolkleinstfahrzeuge“ zusammengefasst werden“.8 

Die genannten Elektrokleinstfahrzeuge un-
terfallen jedoch nur dann der eKFV, wenn 

und solange die in § 1 Abs. 1 eKFV festgeleg-
ten Kriterien erfüllt sind. Dann sind sie zulassungs-
frei, aber betriebserlaubnis- und versicherungs-
plakettenpflichtig sowie fahrerlaubnisfrei.

Wird eine der vorgenannten Bedingungen nicht 
oder nicht mehr erfüllt, darf das Elektrokleinst-
fahrzeug auf öffentlichen Straßen nicht in Be-
trieb gesetzt werden (§ 2 Abs. 4 eKFV). Sind etwa 
die Nenndauerleistung oder die Abmessungen 
überschritten, hat das zur Folge, dass das Kraft-
fahrzeug dem normalen Zulassungsverfahren 
unterliegt und womöglich als (Klein-)Kraftrad 
oder mehrspuriges Kraftfahrzeug klassifiziert 
werden muss. Mit Blick auf die hier in Rede ste-
hende Radwegbenutzung bedeutet dies im Um-
kehrschluss eine Fahrbahnbenutzungspflicht. 

II. Radwegbenutzungspflicht

1. Definition
Radwege sind von der Fahrbahn oder vom 
Gehweg durch Pflasterung oder auf sonstige 

Weise (VZ 237/240/241 oder VZ 295, farbliche 
Gestaltung, Aufpflasterung, Bodenmarkierung) 
erkennbarer, für die Radfahrer eingerichtete und 
bestimmte Teile (Sonderwege9) der Straße.10  Mit-
hin bedarf es keiner Beschilderung, um eine Ver-
kehrsfläche als Radverkehrsfläche auszuweisen.

2. Radwegbenutzungspflicht
Eine Pflicht, Radwege in der jeweiligen Fahrt-
richtung zu benutzen, besteht allerdings nach  
§ 2 Abs. 4 Satz 2 StVO nur, wenn dies durch VZ 
237, 240 oder 241 angeordnet ist.11  Die Radweg-

benutzungspflicht gilt dann für alle Arten von 
Fahrrädern12, grundsätzlich also auch für mehr-
spurige Fahrräder13. Umgekehrt folgt, wie der 
Normtext zu den VZ 237, 240 und 241 („Der 
Radverkehr muss den Radweg benutzen. Ande-
rer Verkehr darf ihn nicht benutzen“) heraus-
stellt, daraus ein Nutzungsverbot für andere  
Verkehrsarten.14 Das gilt im Übrigen auch für nur 
baulich dargestellte Radwege.15 

Die VwV I Nr. 1 zu § 2 Abs. 4 Satz 2 StVO 
unterscheidet dabei zwischen 
 • mit VZ 237 gekennzeichneten baulich 

angelegten Radwegen und Radfahr- 
streifen,

 • mit VZ 240 gekennzeichneten gemeinsamen 
Geh- und Radwegen sowie

 • mit VZ 241 gekennzeichneten, für den Rad-
verkehr bestimmten Teilen von getrennten 
Rad- und Gehwegen. 

Die hier zunächst gemeinsam aufgeführten mit 
VZ 237 gekennzeichneten baulich angelegten 
Radwege und Radfahrstreifen werden in Nr. 3 
näher differenziert: 
 • Ein Radfahrstreifen ist (im Gegensatz zum 

Radweg nämlich nur) ein mit VZ 237 gekenn-
zeichneter und durch VZ 295 von der Fahr-
bahn abgetrennter Sonderweg. 

Soweit die einschlägig bekannten Regelungen für 
Radfahrer. 

Bei den in Rede stehenden Elektrokleinst-
fahrzeugen handelt es sich jedoch um 
Kraftfahrzeuge. Darauf weist § 1 Abs. 1 
eKFV ebenso wie der Verordnungsgeber 
in seiner amtlichen Begründung16  und in 
der Notifizierung17 hin. Damit aber sind sie nach 
§ 2 Abs. 1 StVO grundsätzlich für die Fahrbahn 
vorgesehen. 

Die eKFV aber sieht im Gegensatz dazu für die 
Elektrokleinstfahrzeuge eine Radwegbenut-
zungspflicht vor. Dieser Widerspruch lässt sich 
jedoch nach der Rechtsquellenlehre auflösen: 
Die genannten Verordnungen besitzen den glei-
chen Rang, da sie vom selben Verordnungsgeber 
erlassen wurden. Danach gehen die Regelungen 
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des eKFV als das speziellere Recht im Falle eines 
sich überschneidenden Anwendungsbereiches 
den Regelungen der StVO vor.

Dementsprechend bestimmt § 9 eKFV, dass die 
Führer von Elektrokleinstfahrzeugen den Vor-
schriften der StVO (nur) nach Maßgabe der  
§§ 10 bis 13 eKFV unterliegen. Gemäß § 10 Abs. 1 
eKFV dürfen Elektrokleinstfahrzeuge innerhalb 
geschlossener Ortschaften grundsätzlich nur bau-

lich angelegte Radwege, Radfahrstreifen 
(VZ 237 i. V. m. VZ 295) und Fahrrad- 
straßen (VZ 244.1) und außerhalb  

geschlossener Ortschaften nur baulich an-
gelegte Radwege, Radfahrstreifen (VZ 237 i. V. m. 
VZ 295), Fahrradstraßen (VZ 244.1) und Seiten-
streifen befahren. Der Verordnungsgeber  
erläutert in seiner amtlichen Begründung: „Die 
Festlegung verhaltensrechtlicher Besonderheiten 
erfolgt in Anlehnung an die Bewertung des von 
der BASt im Jahr 2005 initiierten Versuchs mit 
der elektronischen Mobilitätshilfe des Herstellers 
Segway im Saarland. […] Auf Fahrradverkehrs-
flächen sei das Konfliktpotenzial als etwa gleich-
wertig mit den Fahrrädern einzuordnen. […] Fol-
gerichtig werden Elektrokleinstfahrzeuge […], 
trotz ihrer Klassifizierung als Kfz, innerorts auf 
Radfahrstreifen oder Radwege und außerorts  auf 
Radwege oder Seitenstreifen verwiesen“.18

Bei der Formulierung der Radwegbenutzungs-
pflicht fällt auf, dass im Gegensatz zu der in  

§ 2 Abs. 4 Satz 2 StVO bei den baulich ange-
legten Radwegen nicht auf die Ausschilde-
rung mit VZ 237 abgestellt wird mit der 
Folge, dass die so formulierte Radwegbe-

nutzungspflicht damit über die in § 2 Abs. 4 
Satz 2 StVO formulierte Radwegbenutzungs-
pflicht hinaus geht und auch alle nicht durch VZ 
gekennzeichneten baulich angelegten Radwege 
erfasst. Die Ausweitung auf gemeinsame Geh- 
und Radwege (VZ 240) und auf getrennte Rad- 
und Gehwege (VZ 241) als Teil der baulich ange-
legten Radwege steht dem nicht entgegen. Das 
BMVI erläutert in seinen FAQs19: „Sofern ein 
baulich angelegter Radweg oder ein Radfahr-
streifen vorhanden ist, müssen Elektrokleinst-
fahrzeuge diesen benutzen. Dies gilt unabhängig 

davon, ob die Radverkehrsanlage für Rad Fah-
rende benutzungspflichtig ist oder nicht.“

Wenn aber Elektrokleinstfahrzeugen Radwege 
auch ohne Rücksicht auf etwaige Ausschilderung 
als alleinige Verkehrsflächen zugewiesen werden, 
so müssen für diese dieselben Grundsätze gelten 
wie für durch VZ 237, 240 und 241 ausgeschil-
derte Radwege. 

Hierzu hat die Rechtsprechung umfangreiche 
Grundsätze entwickelt:

 • Eine Radwegbenutzungspflicht darf nur ange-
ordnet werden, wenn aufgrund der besonde-
ren örtlichen Verhältnisse eine Gefahrenlage 
besteht, die das allgemeine Risiko einer Rechts-
gutbeeinträchtigung erheblich übersteigt (§ 45 
Abs. 9 Satz 2 StVO). Diese können in der  
Streckenführung, der konkreten Verkehrs- 
belastung und den daraus resultierenden Un-
fallzahlen begründet sein.20

 • Darüber hinaus ist auch die Einhaltung der in 
der VwV zu § 2 Abs. 4 StVO geforderten Ein-
richtungskriterien verlangt.21  Die Anordnung 
der Radwegbenutzungspflicht kann unter der 
Voraussetzung vorgenommen werden, dass die 
Benutzung des Radweges nach der Beschaffen-
heit und dem Zustand zumutbar sowie die Lini-
enführung eindeutig, stetig und sicher ist. Dies 
ist insbesondere dann der Fall, wenn der Rad-
weg ausreichend breit und einschließlich eines 
Sicherheitsraumes frei von Hindernissen ist.22 

Nach der VwV II Nr. 2 a) zu § 2 Abs. 4 StVO 
sind folgende Mindestbreiten einzuhalten:

 •  VZ 237: 1,5–2,0 m
 •  VZ 240: innerhalb geschlossener Ort-

schaften mindestens 2,5 m
 •  außerhalb geschlossener Ortschaften 

mindestens 2,0 m
 • VZ 241: mindestens 1,5 m

 • Die Anordnung einer Radwegbenutzungs-
pflicht kann auch dann rechtmäßig sein, wenn 
die in der VwV-StVO vorgesehene Mindest-
breite des von den Radfahrern zu benutzenden 
Radweges nicht erreicht wird. Entscheidend 
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ist, ob die Mitbenutzung der Fahrbahn durch 
Radfahrer zu einer Gefährdungssituation im 
Sinne des § 45 Abs 9 S. 2 StVO führen würde, 
die auch mit Blick auf den Ausbauzustand des 
Radweges nicht hinnehmbar ist.23

 • Dabei gilt der Grundsatz: Unbenutzbare Rad-
wege müssen nicht benutzt werden.

 • Fehlender Sicherheitsraum
 • Hindernisse durch in den Radweg  

hi neinragende oder auf ihm befindliche 
Stromkästen, Lichtmasten, VZ, Anlehn-
bügel oder Außengastronomie

 • Unebenheiten, Kanten, Rillen, Aufbrü-
che und Aufwölbungen durch  Baum-
wurzeln, unebene Pflasterung/Beläge24 

 • Löcher, Schnee und Eisauflage25

 • Verschwenkungen 

In diesem Zusammenhang ist in den vergange-
nen Jahren eine zunehmende Rücknahme der 
Beschilderung von Radwegen und damit ein Ver-
zicht auf die Radwegbenutzungspflicht zu beob-
achten. Aufgrund der in § 10 eKFV formulierten 
Radwegbenutzungspflicht auch für nicht beschil-
derte Radwege müssen die Kommunen nunmehr 
bei tatsächlicher Nutzung ihrer Radverkehrswege 
durch Elektrokleinstfahrzeuge verstärkt auf die 
Verkehrssicherungspflicht achten. Das gilt insbe-
sondere deshalb, weil Elektrokleinstfahrzeuge 
aufgrund der geringen Radgröße instabiler und 
anfälliger für Fahrbahnunebenheiten oder 
Schlaglöcher sind.  

3. Abweichungen
Neben den in § 10 Abs. 1 Satz1 eKFV aufgeführ-
ten Radverkehrsflächen dürfen Elektrokleinst-
fahrzeuge auch Schutzstreifen (Anlage 3 lfd. Nr. 
22 Nr. 2 StVO) befahren. Das ergibt sich aus § 10 
Abs. 1 S. 2 eKFV. Anders als andere Kraftfahrzeu-
ge sollen Elektrokleinstfahrzeuge, wenn sie auf 
Fahrbahnen gefahren werden dürfen, nach Maß-
gabe des Rechtsfahrgebots ebenso wie Fahrräder 
auf Schutzstreifen für den Radverkehr gefahren 
werden dürfen.26 

Für das Befahren von anderen Verkehrsflächen 
können die Straßenverkehrsbehörden abwei-

chend von § 10 Abs. 1 und 2 eKFV Ausnahmen 
für bestimmte Einzelfälle oder allgemein für be-
stimmte Antragsteller zulassen. Eine allgemeine 
Zulassung von Elektrokleinstfahrzeugen auf sol-
chen Verkehrsflächen kann durch Anordnung 
des Zusatzzeichens „Elektrofahrzeuge frei“ be-
kannt gegeben werden.

Damit würden zum Beispiel Stadtführungen mit 
Elektrokleinstfahrzeugen auch in Fußgängerzo-
nen ermöglicht oder Menschen mit Geh-
behinderungen könnten das Elektro-
kleinstfahrzeug zwischen ihrer Wohnung 
und den generell zugelassenen Verkehrs-
flächen durchgängig nutzen.27

Problematisch wird allerdings die etwaige 
(grundsätzlich jedoch abzulehnende) Auswei-
tung auf Gehwege, da Zusatzzeichen nur anord-
nenden Charakter in Verbindung mit dem  
unmittelbar darüber befindlichen VZ entfalten.28  

In solchen Fällen müssten die Gehwege durch 
VZ 239 ausgeschildert werden, was grundsätz-
lich nicht erforderlich ist.29 

4. Rechtsfolgen
Ordnungswidrig im Sinne des § 14 Nr. 5 eKFV 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
§ 10 Abs. 1 oder 2 eKFV eine andere [als die dort 
genannte] Verkehrsfläche befährt. Die vorge-
nannten Ordnungswidrigkeiten sind nach  
Nr. 238 BKat mit einem abgestuften Verwar-
nungsgeld bedroht. 

Hier sei noch einmal in Erinnerung geru-
fen, dass sich die in § 14 Nr. 5 eKFV auf-
geführten Ordnungswidrigkeiten lediglich 
auf die in § 1 Abs. 1 eKFV aufgeführten Elektro-
kleinstfahrzeuge beziehen, wenn und solange 
diese die dort festgelegten Kriterien einhalten. 
Darüber hinaus gilt die Fahrbahnbenutzungs-
pflicht.

5. Parkvorschriften
Für das Abstellen von Elektrokleinstfahrzeugen 
gelten die für Fahrräder geltenden Parkvorschrif-
ten entsprechend (§ 11 Abs. 5 eKFV). Infolge ihrer 
Vergleichbarkeit mit den Fahrrädern […] werden 
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Elektrokleinstfahrzeuge daher wie Fahrräder ab-
gestellt. Die für das Parken von Fahrzeugen zur 
Anwendung kommenden Vorschriften der StVO 
gelten somit nicht für Elektrokleinstfahrzeuge.30

Diese Aussage steht im Einklang mit der Recht-
sprechung. Danach lässt das Straßenverkehrsrecht 
das Abstellen von Fahrrädern im Bereich der hier 
allein in Rede stehenden Gehwege vorbehaltlich 
der Grundregel des § 1 Abs. 2 StVO ohne Ein-

schränkungen zu.31 Das Abstellen von Fahr-
rädern auf Gehwegen oder anderen für den 
Fußgängerverkehr  vorbehaltenen öffentli-

chen Verkehrsflächen ist eine straßen- 
verkehrsrechtlich grundsätzlich zulässige Nut-
zung.  Im Falle von Behinderungen/Gefährdun-
gen durch abgestellte Elektrokleinstfahrzeuge liegt 
eine Ordnungswidrigkeit im Sinne des § 1 Abs. 2 
StVO vor.32 

 
III. Fazit

Die Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung erfasst 
nur Kraftfahrzeuge ohne Sitz (bzw. selbstbalan-

cierende Kfz) mit einer Lenk- oder Haltestange 
mit einer bbH ≤ 20 km/h und einer Nenndauer-
leistung von maximal 500 W. 

Monowheels, Hoverboards und E-Skateboards 
sind keine Elektrokleinstfahrzeuge.

Elektrokleinstfahrzeuge müssen Radwege benut-
zen; baulich angelegte auch ohne Ausschilderung.
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